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Gr. 5974.) Verordnung, betreffend die Feſtſtellung der den Provinzen und ſtaͤndiſchen Ver⸗ 
5 baͤnden aufzuerlegenden Grundſteuer-Hauptſummen und die proviſoriſche 
Untervertheilung und Erhebung der letzteren in den ſechs oͤſtlichen Pro⸗ 

vinzen. Vom 12. Dezember 1864. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen x. 


verordnen auf Grund des H. 7. des Geſetzes vom 21. Mai 1861., betreffend 
die anderweite Regelung der Grundſteuer (Geſetz-Samml. S. 253.), nachdem 
die endgültige Feſtſtellung der Ab» und Einſchaͤtzungsreſultate der Liegenſchaften 
durch die Centralkommiſſion zur Regelung der Grundſteuer bewirkt worden iſt, 
auf den Antrag Unſeres Finanzminiſters, was folgt: f 5 


H. 1: 

Die Grundfteuer-Hauptfummen, welche nach H. 3. des angefuͤhrten Geſetzes 
den einzelnen Provinzen, beziehungsweiſe den einzelnen, einem beſonderen Grund⸗ 
ſteuerſyſtem unterliegenden ſtaͤndiſchen Verbaͤnden aufzuerlegen und vom 1. Ja⸗ 

nuar 1865. ab im Geſammtbetrage von jährlich zehn Millionen Thalern zur 
Staatskaſſe einzuziehen find, werden hiermit feftgeftellt: 
1) fuͤr die Provinz Preußen auf 1,330,042 Rthlr. 22 Sgr. — Pf., 
2) für die Provinz Poſen auf....... 726,367 5 1 
3) fuͤr die Provinz Pommern, mit Aus⸗ 5 
ſchluß des ftandifchen Verbandes von 5 
Neuvorpommern und Rügen, auf 618,73 28 p1n 6 
4) für die Provinz Schleſien, mit Aus: N 
ſchluß desjenigen Theiles derſelben, 
welcher zu dem ſtaͤndiſchen Verbande a 
der Oberlauſitz gehört, aufn 1,634, 90000 8 = 7 


5) für die Provinz Brandenburg, mit 
5 Ausſchluß derjenigen Theile, welche 
Johrgang 1864, (Nr. 5974.) 91 zu 


Ausgegeben zu Berlin den 17. Dezember 1864. 


6 + * 


674 


n der ne 


zu den ftänbifchen Verband 


Ober⸗ und der Niederlauſitz gehoͤ⸗ = el, 
een auß 999,973 Rthlr. 6 Sgr. 11 Pf., 
6) fuͤt die Provinz Sachſen auf 1,642,054, 2 7 
7) für den ſtaͤndiſchen Verband von 
Neuvorpommern und Ruͤgen auf. 206,828 2 
8) fuͤr den ſtaͤndiſchen Verband der 
Oberlauſitz aun 104,210 = 33 * 8 
9) fuͤr den ftändifchen Verband der Nie⸗ 
derlauſitz aut 110,736 = 22 * 4 = N 
10) für die Provinz Weſtphalen auf. 961,231 = 6 „ 
11) für die Rheinprovinz au.. 1,664,872 een 
9.2. /0,000,000 . * 


Die Grundſteuer⸗Hauptſummen (F. 1.) find nach Maaßgabe der ſtattge⸗ 
habten Ermittelung des Reinertrages der ſteuerpflichtigen Liegenſchaften auf die 
einzelnen Kreiſe und innerhalb der Kreiſe auf die Gemeinden, ſelbſtſtaͤndigen 
Gutsbezirke und beſonderen Grundſteuer⸗Erhebungsbezirke (H. 6.) weiter zu 
vertheilen. Das Ergebniß dieſer Vertheilung iſt für jeden Regierungsbezirk durch 
das Amtsblatt bekannt zu machen. ö 


F. 3. 


i Die nach $. 1. und H. 2. getroffenen Feſtſtellungen unterliegen, vorbe⸗ 
haltlich der Beſeitigung etwaiger Rechnungs⸗ und aͤhnlicher Fehler, der Be⸗ 
richtigung nur inſoweit, als Irrthuͤmer hinſichtlich der Steuerpflichtigkeit, be⸗ 
ziehungsweiſe Steuerfreiheit, oder hinſichtlich der Zugehoͤrigkeit der Liegenſchaften 
zu den betreffenden Provinzen, ſtaͤndiſchen Verbänden, Kreiſen oder Gemeinden 
u. ſ. w. nachgewieſen werden. ; 

Die Berichtigung ſolcher Irrthuͤmer erfolgt im Wege der Fortſchrei⸗ 
bung (H. 20.). f 1 


H. 4. 


Hinſichtlich der Untervertheilung und Erhebung der fir die ſechs oͤſtlichen 
Provinzen und die einem beſonderen Grundſteuerſyſtem unterliegenden ſtaͤndiſchen 


95 Verbande feftgeftellten Grundſteuer⸗Hauptſummen (H. 1. Nr. 1. bis 9.) kommen 


proviſoriſch und bis dahin, daß das im F. 8. des Grundſteuer-Geſetzes vom 
21. Mai 1861. vorbehaltene Geſetz in Kraft tritt, die nachfolgenden Vor⸗ 
ſchriften zur Anwendung. 8 | 


$. 5. | 
Die Gemeinden und die Inhaber der felbftftändigen Gutsbezirke find ke 


1 5 ſchuldig, die in Gemaͤßheit des §. 2. ihnen bekannt gemachten Grundſteuer⸗Be⸗ 


traͤge 


$. 6. 


So lange die Vorſchrift im $. 1. Abſatz 2. des Geſetzes vom 14. April 
1856., betreffend die Landgemeinde⸗Verfaſſungen in den ſechs öftlichen Provinzen 
der Preußiſchen Monarchie (Geſetz⸗Samml. S. 359.), noch nicht vollſtaͤndig 
ausgeführt iſt, und Liegenſchaften vorhanden find, welche einem beftehenden Ge⸗ 
meinde⸗ oder ſelbſtſtaͤndigen Gutsbezirk nicht angehoͤren, ſind dieſe Liegenſchaften 
nach der Beſtimmung der Bezirksregierung Behufs der Grundſteuer⸗Einziehung 
benachbarten Gemeinde- beziehungsweiſe Gutsbezirken zuzuſchlagen oder zu bes 
ſonderen Grundſteuer-Erhebungsbezirken zu vereinigen. 

Den zu einem beſonderen Grundſteuer⸗Erhebungsbezirke gehoͤrigen Grund⸗ 
ſteuerpflichtigen liegt in ihrer Geſammtheit hinſichtlich der Einziehung der Grund⸗ 
ſteuer dieſelbe Verpflichtung ob, wie den Gemeinden und den Inhabern ſelbſt⸗ 
ſtaͤndiger Gutsbezirke ($. 9.). Für die Erfüllung, dieſer Verpflichtung haftet 
jeder Steuerpflichtige nach Verhaͤltniß feines Grundſteuer-Antheils. 


H. 75 


| Im Wege der Vereinbarung zwiſchen den betheiligten Gemeinde: bezie⸗ 
hungsweiſe Gutsbezirken können einzelne, einem Gemeinde- oder Gutsbezirke 
angehörige Liegenſchaften zum Zwecke der Steuererhebung einem anderen der⸗ 
gleichen Bezirke zugeſchlagen, oder ganze Gemeinde- und Gutsbezirke zu dem 
gedachten Zwecke vereinigt werden. 

Dergleichen Vereinbarungen unterliegen der Beſtaͤtigung der Bezirks⸗ 
regierung. 


H. 8. 


i Die in den HH. 6. und 7. erwähnten Anordnungen beziehungsweiſe 
Vereinbarungen erfolgen ohne jegliche Aenderung der beſtehenden Kommunal⸗ 
und ſonſtigen Rechtsverhaͤltniſſe. 


“ H. 9. 

Die Einziehung der Grundſteuer in der Stadt Berlin geſchieht durch 
das daſelbſt beſtehende Hauptamt fuͤr direkte Steuern. 
| $. 10. 

Zum Zweck der Untervertheilung der Grundſteuer auf die einzelnen 
ſteuerpflichtigen Liegenſchaften iſt fuͤr jeden Gemeinde⸗, ſelbſtſtaͤndigen Guts⸗ 
und Grundſteuer⸗Erhebungsbezirk ein beſonderes Flurbuch und eine Grundſteuer⸗ 
Mutterrolle anzulegen. 


Dias Flurbuch hat ſaͤmmtliche Liegenschaften des betreffenden a in 
. ihrem 


ER 


(Nr. 5974.) 


een I 
ange und mit Angabe ihres Flaͤcheninhalt 


en Zuſammenh 


ihrem naturlich | 
Reinertrages nachzuweiſen. 7 3 
In der Grundſteuer⸗ Mutterrolle find die dem Bezirke angehörigen Liegen⸗ 
ſchaften mit Angabe ihres Flaͤcheninhalts und Reinertrages, ſowie der demgemaͤß 
veranlagten Grundſteuer in beſonderen, die ſaͤmmtlichen Liegenſchaften deſſelben 
Eigenthuͤmers umfaſſenden Artikeln nachzuweiſen. 


F. 11. 


Behufs Aufſtellung des Flurbuchs und der Mutterrolle (§. 10. dieſer 
Verordnung) ift der Flaͤcheninhalt und Reinertrag der den einzelnen Grund: 
eigenthuͤmern innerhalb des Bezirks gehoͤrigen ſteuerpflichtigen Liegenſchaften, 
ſoweit dies bei den allgemeinen Veranlagungsarbeiten nicht bereits geſchehen, 
zu ermitteln und feſtzuſtellen. a 0 
Bei Feſtſtellung des Reinertrages der Liegenſchaften werden die Ergebniſſe 
derjenigen Einſchaͤtzungen zum Grunde gelegt, welche Behufs Ausführung des 
Grundſteuergeſetzes vom 21. Mai 1861. bewirkt worden ſind. N 


$. 12. 


Jedes Grundſtuͤck wird in der Regel und ohne Ruͤckſicht darauf, ob die 
Berichtigung des Beſitztitels im Hypothekenbuche erfolgt ift oder nicht, auf den 
Namen ſeines Eigenthuͤmers in das Flurbuch und die Mutterrolle eingetragen, 
es mag das Eigenthum dem Staate, einer Gemeinde, Gemeindeabtheilung, 
Korporation, Genoſſenſchaft, Stiftung oder einer anderen moraliſchen Perſon 5 
oder einem einzelnen Individuum zuſtehen. 15 

Grundſtuͤcke, welche ſich im gemeinſchaftlichen Eigenthum mehrerer Mit⸗ 
erben oder anderer Miteigenthuͤmer befinden, werden im erſten Falle unter dem 
Kollektivnamen „die Erben“ oder unter dem Namen des Wittwers oder der 
Wittwe mit dem Zuſatze „und Miterben“; im letzteren Falle unter dem Namen 
eines der Miteigenthuͤmer mit dem Zuſatze „und Miteigenthuͤmer“ eingetragen. 

Bei Guͤtern oder einzelnen Grundſtuͤcken, welche im Prozeß befangen 
ſind, wird ein aͤhnliches Verfahren beobachtet und der gegenwaͤrtige Inhaber, 
unter Bezeichnung des Prätendenten, aufgeführt. g 
Grundſtuͤcke, deren Eigenthuͤmer nicht zu ermitteln find, oder welche von 
ihrem Eigenthuͤmer aufgegeben oder verlaſſen worden, find einſtweilen und mit 
Vorbehalt der Abaͤnderung nach erfolgter Aufklaͤrung der Verhaͤltniſſe unter 
der Bezeichnung „unbekannte Eigenthuͤmer“ einzutragen. 


$. 13. 


N Walten Streitigkeiten uͤber Eigenthumsgrenzen ob, welche nicht ſogleich 
beſeitigt werden können, ſo ſind die ſtreitigen Grenzen mit Beruͤckſichtigung der 
Oertlichkeit in moͤglichſt entſprechender Weiſe feſtzuſtellen und die betreffenden 
Grundſtücke demgemaͤß, ohne daß dadurch die Rechte und Anſpruͤche der an 88 
5 8 thuͤmer 


thuͤmer in irgend einer Art beruͤhrt oder beeinträchtigt werden, in das Flurbuch 

und die Mutterrolle einzutragen. 5 5 J 5 
KLaͤßt ſich in einzelnen Faͤllen nach den obwaltenden Verhaͤltniſſen eine 
Feſtſetzung der vorgedachten Art nicht herbeiführen, ſo ſind die bezuͤglichen 
Grundftüde als ein Ganzes zu behandeln und in dem Flurbuch und der 
Mutterrolle als gemein ſchaftliches Eigenthum der beiden oder mehreren Intereſſenten 
aufzufuͤhren. 


6. 14. 


Die der Gebäudeſteuer unterliegenden Gebäudeflächen, Hofraͤume und 
unter Einem Morgen großen Hausgarten (F. 1. zu a. des Grundſteuergeſetzes 
vom 21. Mai 1861.) ſind, ſoweit die Unterlagen dazu vorliegen oder ohne 
erheblichen Zeit: und Koſtenaufwand beſchafft werden koͤnnen, ihrem Beſitzſtande 
und Umfange nach einzeln feſtzuſtellen und demgemaͤß in die Flurbuͤcher und 
Mutterrollen ſpeziell mit aufzunehmen. 5 

Wenn die vorbezeichneten Vorausſetzungen nicht zutreffen, ſind die ge⸗ 
dachten Liegenſchaften als ein Ganzes unter der Bezeichnung „ungetrennte 
Hofraͤume und Hausgaͤrten“ aufzuführen. N 


H. 18. 


Wegen Leitung und Ausführung der zur Herſtellung der Flurbuͤcher und 
Mutterrollen in Gemaͤßheit der HH. 10. bis 14. erforderlichen Arbeiten hat der 
Finanzminiſter die naͤheren Beſtimmungen zu treffen. 


$. 16. 


In Betreff der Verpflichtung der Behörden, Kreditinſtitute, Gemeinden 
und Privatperſonen, die zur Aufſtellung der Flurbuͤcher und Mutterrollen erfor⸗ 
derlichen Vorarbeiten nach Kraͤften zu unterſtuͤtzen und zu foͤrdern, kommen die 
Vorſchriften in den HH. 18. bis 20. der dem H. 6. des Geſetzes vom 21. Mai 
1861. beigegebenen Anweiſung fuͤr das Verfahren bei Ermittelung des Rein⸗ 

ertrages der Liegenſchaften ebenfalls zur Anwendung. 

Die Gemeinden, die Inhaber ſelbſtſtaͤndiger Gutsbezirke, ſowie die den 
Grundſteuer⸗Erhebungsbezirken angehoͤrigen Grundſteuerpflichtigen haben auf 
ihre Koſten die Nachweiſungen der zu den Gemeinde-, Guts⸗ und Grundſteuer⸗ 
Erhebungsbezirken gehoͤrenden Beſitzungen und deren Eigenthuͤmer zu beſchaffen 
und ſind außerdem verpflichtet, den Requiſitionen der mit den oͤrtlichen Aufnah⸗ 
men beauftragten Beamten oder Feldmeſſer wegen Wahrnehmung der Aufnahme⸗ 
termine durch geeignete Perfönlichkeiten Folge zu leiſten; auch zu den ortlichen 
Ermittelungen mit den Lokalverhaͤltniſſen und den Beſitzſtaͤnden genau vertraute 
Perſoͤnlichkeiten zu geſtellen, welche den Beamten ꝛc. wahrend des Geſchaͤfts zu 

begleiten und ihm die erforderliche Auskunft zu ertheilen beziehungsweiſe zu be⸗ 
ſchaffen haben. 5 f N 
Die Erfüllung der vorgedachten Verpflichtungen iſt noͤthigenfalls im Wege 
der adminiſtrativen Exekution herbeizufuͤhren. a 
m 5074) L. 17. 


1 * 


a 


$. 17. 


Die durch Ausführung der Vorſchriften in den HH. 10. bis 16, dieſer 
Verordnung entſtehenden Koſten — mit Ausſchluß der im F. 16. bezeichneten 
Leiſtungen — ſind einſtweilen aus der Staatskaſſe vorzuſchießen. Die Beſtim⸗ 
mung über deren Aufbringung bleibt dem nach H. 8. des Geſetzes vom 21. Mai 

1861. zu erlaſſenden beſonderen Geſetze vorbehalten. 


$. 18. 


Nach den in den Flurbuͤchern und Mutterrollen gemäß der in den HH. 10, 
bis 14. dieſer Verordnung ertheilten Vorſchriften zu verzeichnenden Veranla⸗ 
Hun ben Gan fuͤr die einzelnen ſteuerpflichtigen Liegenſchaften wird die Erhe⸗ 

ung der Grundſteuer bewirkt. Einwendungen der Grundeigenthuͤmer gegen 
dieſe Ergebniſſe find zunachft nicht geſtattet. Die Beſtimmung wegen Zulaſſung 
von ſolchen und uͤber das bei Behandlung derſelben zu befolgende Verfahren 
erfolgt durch das im F. 8. des Geſetzes vom 21. Mai 1861. in Ausſicht ge⸗ 
ſtellte beſondere Geſetz. Jedoch bleibt die Berichtigung etwaiger materieller 
Irrthuͤmer, welche bei den Untervertheilungsarbeiten ($$. 10. bis 14.) von den 
Behoͤrden entdeckt oder von den Betheiligten nachgewieſen werden, zu jeder Zeit 
vorbehalten. 


H. 19. 


In allen Gemeinden, ſelbſtſtaͤndigen Guts⸗ und Grundſteuer⸗Erhebungs⸗ 
bezirken, deren Flurbuͤcher und Mutterrollen (H. 10.) bis zum 1. Januar 1865, 
nicht vollendet werden koͤnnen — mit Ausnahme derjenigen Gutsbezirke, welche 
die ſteuerpflichtigen Liegenſchaften nur eines Eigenthuͤmers umfaſſen — iſt die 
Grundſteuer vorlaufig in anderer Weiſe auf die ſteuerpflichtigen Liegenſchaften 
zu vertheilen. 

N Die Bezirksregierung hat den zu dieſem Behufe in Anwendung zu brin⸗ 
genden Vertheilungsmaaßſtab, unter Beachtung gültiger Beſchluͤſſe der betreffenden 
Gemeinden, beziehungsweiſe freiwilliger Einigungen der Grundſteuerpflichtigen, 
zu beſtimmen, auch die Ausfuͤhrung der vorlaͤufigen Untervertheilung und die 
Einziehung der Steuer in den hiernach ermittelten Beträgen zu regeln. ö 

Mit Ablauf desjenigen Monats, in welchem das Flurbuch und die 
Mutterrolle zum Abſchluß gebracht find, tritt dieſe vorläufige Steuervertheilung 
außer Kraft. 

Die Ausgleichung des bis dahin — waͤhrend der ſeit dem 1. Januar 1865. 
verfloſſenen Monate — im Vergleich mit den durch die Mutterrolle nachge⸗ 
wieſenen Steuerbetraͤgen, zu viel, beziehungsweiſe zu wenig Gezahlten wird, 
inſofern nicht durch Uebereinkommen der Grundſteuerpflichtigen hierauf verzichtet 
iſt, von Amtswegen veranlaßt und erfolgt durch Anrechnung, beziehungsweiſe 
Aufſchlag auf die zunaͤchſt faͤllig werdenden Grundſteuerbetraͤge innerhalb der 
von der Bezirksregierung nach Beduͤrfniß feſtzuſetzenden Friſten. 


§. 0. 


05 20. 
Um die Flurbuͤcher, Mutterrollen und Karten bei der Gegenwart zu 


erhalten, müffen alle Veränderungen darin nachgetragen werden, welche dadurch 
entſtehen, daß 


a) in den Eigenthumsverhaͤltniſſen der Grundſtuͤcke ein Wechſel eintritt; f 5 


b) bisher grundſteuerfreie Grundſtuͤcke (§. 4. des Geſetzes vom 21. Mai 1861.) 
in die Klaſſe der grundſteuerpflichtigen oder 


c) bisher grundſteuerpflichtige Grundſtuͤcke in die Klaſſe der grundſteuer⸗ 
freien ($. 4. a. a. O.) übergehen; 5 


d) bisher grundſteuerpflichtige oder nach H. 4. a. a. O. von der Grund⸗ 
ſteuer befreite Grundſtuͤcke mit Gebaͤuden beſetzt oder als Hofraͤume 
N oder Hausgaͤrten mit Gebaͤuden verbunden werden; 


e) bisher mit Gebaͤuden beſetzte, oder als Hofraͤume oder Hausgaͤrten mit 
Gebaͤuden verbunden geweſene Grundſtuͤcke in die Klaſſe der grund⸗ 
ſteuerpflichtigen, beziehungsweiſe der nach F. 4. a. a. O. von der 
Grundſteuer befreiten Grundſtuͤcke uͤbergehen; 


) beſteuerungsfaͤhige Laͤndereien neu entſtehen oder a 
8) bereits beſteuerte untergehen oder bleibend ertragsunfaͤhig werden; 


h) die Grenzen der Gemeinden, ſelbſtſtaͤndigen Guts⸗ oder Erhebungs⸗ = 
Bezirke, der Kreiſe, Provinzen, beziehungsweiſe der im H. 1. bezeichneten ER 
kommunalſtaͤndiſchen Verbaͤnde, oder die Landesgrenzen berichtigt, bezie⸗ Be 
hungsweiſe verlegt werden; endlich i 


i) Irrthuͤmer der im F. 3. dieſer Verordnung gedachten Art zur Anzeig b 
gebracht und als ſolche anerkannt werden. ’ 


H. 21. 


Die Grundeigenthuͤmer oder die ſtatt deren zur Entrichtung der Grund⸗ 

ſteuer verbundenen Perſonen (F. 26.) find verpflichtet, die im H. 20. zu a. bis g. 

bezeichneten Veraͤnderungen den mit der Fortſchreibung beauftragten Beamten 

ſchriftlich oder protokollariſch anzuzeigen und die zur Berichtigung der gedachten 

Buͤcher u. ſ. w. erforderlichen Unterlagen beizubringen, widrigenfalls die Her⸗ 

beiſchaffung der letzteren auf ihre Koſten bewirkt wird. | 

Die Berichtigung der im H. 20. zu h. und i. bezeichneten Veränderungen 

iſt Seitens der Bezirksregierungen von Amtswegen zu veranlaſſen. 8 
Die Gemeindevorſtaͤnde, die Inhaber der ſelbſtſtaͤndigen Gutsbezirke, ſo⸗ ER 
wie die für die Grundſteuer⸗Erhebungsbezirke beftellten Ortserheber (§. 27.) find 9 
verpflichtet, den auf die Fortſchreibung der Flurbuͤcher u. ſ. w. bezuͤglichen Re⸗ f 
quiſitionen der mit dieſem Geſchaͤft beauftragten Beamten Folge zu leiſten und 
den Letzteren die erforderte Auskunft zu ertheilen, beziehungsweiſe zu . 
Gr. 5974.) i 5 i 


+ * 


F. 22. | 


Iſt Die Anzeige von dem Wechſel in dem Eigenthum (F. 20. zu a. diefer 
Verordnung) nicht erfolgt, fo iſt der feitherige, beziehungsweiſe der in der Mutter⸗ 
rolle eingetragene Eigenthuͤmer verpflichtet, die veranlagte Grundſteuer bis fuͤr 
den Monat einjchließlich fort zu entrichten, in welchem die zur Fortſchreibung und 
Berichtigung der Mutterrolle erforderliche Anzeige geſchieht, ohne daß dadurch 
der neue Beſitzer von der auch ihm obliegenden Verhaftung fuͤr die Grundſteuer 
entbunden wird. i 
Iſt die Anzeige von einer Aenderung unterlaſſen, welche eine Steuer⸗ 

verminderung oder die Freiheit von der Steuer begründet ($. 20. zu c. d. und g.), 
ſo wird die Steuer ebenfalls bis fuͤr den Monat einſchließlich forterhoben, in 
welchem die Anzeige erfolgt. i 

IJjſt die Anzeige von einer Aenderung unterlaſſen, welche die Steuer⸗ 
pflichtigkeit oder die Steuererhoͤhung eines Grundſtuͤcks bedingt (H. 20. zu b. 
e. und f.), fo wird die neue oder erhöhte Grundſteuer vom erſten Tage des 


Monats ab, welcher auf den Monat folgt, in welchem die Aenderung einge⸗ 


treten iſt, mit dem veranlagten Betrage nacherhoben. 


$. 23. 


. Als Beitrag zu den Fortſchreibungskoſten haben die Eigenthuͤmer der 
Grundſtuͤcke, in deren Eigenthumsverhaͤltniß ein Wechſel eintritt (F. 20. zu 3.), 


neben den durch etwa auszufuͤhrende Vermeſſungen entſtehenden Koſten, nach 


der näheren Beſtimmung des Finanzminiſters eine Gebühr zu entrichten, welche 
mit dem Minimalſatz von Einem Silbergroſchen beginnend, den Betrag von 


a Einem Thaler für eine zu bewirkende Fortſchreibung in keinem Falle uͤberſteigen 


darf und von dem Erwerber des fortzuſchreibenden Grundſtuͤcks nach bewirkter 
Fortſchreibung mit der Grundſteuer zuſammen und in der fuͤr letztere beſtimmten 
Art einzuziehen iſt. 

Die auf die Fortſchreibung bezuͤglichen Eingaben der Grundſteuerpflichtigen 
und ſonſtigen Verhandlungen ſind ebenſo, wie die den Grundeigenthuͤmern aus 
den Karten, Flurbuͤchern u. ſ. w. zu ertheilenden Auszuͤge, ſtempelfrei. 


$. 24. 


Auf Grund der jaͤhrlichen Veraͤnderungsaufnahmen werden die Mutter⸗ 
rollen und Flurbuͤcher berichtigt, beziehungsweiſe die erforderlichen Ergaͤnzungen 
zu den Karten bewirkt; erforderlichen Falls auch die Grundſteuer⸗-Hauptſummen 
für die betreffenden Gemeinde-, ſelbſtſtaͤndigen Guts⸗ oder Grundſteuer-Er⸗ 
hebungsbezirke (§. 6. dieſer Verordnung) anderweit feſtgeſtellt. 


H. 25. 


95 Die Grundſteuer iſt in den erſten acht Tagen eines jeden Monats mit 
dem zwoͤlften Theile ihres Jahresbetrages fällig. 3 Rx 


| 8 26 2007 50 1 
Zur Entrichtung der Grundſteuer iſt, bis die Aufſtellung der Mutter⸗ 
tolle erfolgt, der bekannte Eigenthuͤmer, nach Aufſtellung der Mutterrolle der 
darin verzeichnete Eigenthuͤmer verpflichtet. 

Bei Liegenſchaften, deren Eigenthum Mehreren gemeinſchaftlich zuſteht, 
iſt jeder Miteigenthuͤmer für den ganzen auf dem Grundſtuͤck ruhenden Steuer⸗ 
betrag verhaftet. Demjenigen, von welchem die Steuer eingezogen wird, ver⸗ 
bleibt das Recht, von einem jeden der uͤbrigen Miteigenthuͤmer den auf ihn 
treffenden Antheil wieder einzuziehen. 


Bei einem in Pacht oder Nießbrauch ſtehenden Grundſtuͤcke iſt der Staat 
berechtigt, ſich außer an den Eigenthuͤmer auch an den Pächter oder Nieß⸗ 
braucher wegen der waͤhrend der Pacht- oder Nießbrauchzeit faͤlligen Grund⸗ 
ſteuer zu halten. i 


$. 27. 


Jede Gemeinde iſt verpflichtet, zur Einziehung der Grundſteuer unter 
Beſtaͤtigung der Ortsobrigkeit einen Ortserheber zu beſtellen und zugleich die 
Bedingungen, unter welchen die Annahme deſſelben erfolgen ſoll, insbeſondere 
zu beſtimmen, in welcher Art derſelbe fuͤr ſeine Muͤhewaltung entſchaͤdigt werden 
und ob, event. in welcher Hoͤhe er eine Kaution beſtellen ſoll. 

Falls dieſer Verpflichtung von einer Gemeinde innerhalb der von der 
Bezirksregierung zu beſtimmenden Friſt nicht genuͤgt wird, iſt die letztere be⸗ 
fugt, die jedesmal fälligen Grundſteuern fo lange, bis der Ortserheber ord⸗ 
nungsmaͤßig beſtellt worden iſt, auf Koſten und Gefahr der Gemeinde im Wege 
beſonders zu ertheilenden Auftrags einziehen zu laſſen. i 

Innerhalb der ſelbſtſtaͤndigen Gutsbezirke haben die Inhaber der letzteren 
fuͤr die ordnungsmaͤßige Erhebung der Grundſteuer Sorge zu tragen. 

Die Bezirksregierung hat etwaigen hierbei hervortretenden Unordnungen 
durch entſprechende Maaßregeln Abhuͤlfe zu ſchaffen. 

In den nach H. 6. dieſer Verordnung zu bildenden beſonderen Grund: 
ſteuer⸗Erhebungsbezirken erfolgt die Einziehung der Grundſteuer durch Orts⸗ 
erheber, welche auf Anordnung der Bezirksregierung in einem Seitens derſelben 
zu beſtimmenden Termine von den Grundſteuerpflichtigen des Bezirks durch 
Stimmenmehrheit gewaͤhlt werden. Die letzteren haben zugleich über die Hoͤhe 
und die Art der dem Ortserheber fuͤr ſeine Muͤhewaltung zu gewaͤhrenden Ent⸗ 
ſchaͤdigung, welche in der Regel den Betrag von drei vom Hundert der von 

den ſteuerpflichtigen Grundeigenthuͤmern des Bezirks zu entrichtenden Grund⸗ 
ſteuer nicht uͤberſteigen darf, ſowie uͤber die Höhe der von dem Erheber zu be⸗ 
ſtellenden Kaution zu beſtimmen. 45 i 

Falls eine Einigung uͤber die Wahl des Erhebers nicht erzielt werden 
kann, erfolgt die Beſtellung des Erhebers, ſowie die Beſtimmung uͤber die ihm 
zu gewaͤhrende Remuneration und die von ihm zu beſtellende Kaution Seitens 
des Landraths. 8 f Re 
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a . Innerhalb deſſelben Kreiſes konnen ſich zwei oder mehrere Gemeinden, 
ſelbſtſtaͤndige Guts⸗ und Grundſteuer⸗Erhebungsbezirke zur Wahl eines gemein⸗ 
ſchaftlichen Ortserhebers mit Genehmigung der Bezirksregierung vereinigen. 


H. 28. 


Hinſichtlich der Verwaltung und Erhebung der Grundſteuer in den Be⸗ 
zirken der ſtaͤndiſchen Verbaͤnde von Neuvorpommern und Ruͤgen, ſowie der 
Ober⸗ und Nieder⸗Lauſitz ($. 1. zu 7. 8. und 9.) bleibt der Erlaß beſonderer 
Beſtimmungen fuͤr den Fall vorbehalten, daß hierauf bezuͤgliche Antraͤge Seitens 
der betreffenden Kommunallandtage geſtellt werden und zur Genehmigung ges 
eignet erſcheinen. ö 


H. 29. 
Die Beſtimmung daruͤber: 
a) in welcher Art die durch Uneinziehbarkeit einzelner Steuerbetraͤge oder 
die bei den Grundſteuer⸗Hauptſummen der Provinzen und kommunal⸗ 


ſtaͤndiſchen Verbaͤnde ($. 1. dieſer Verordnung) entſtehenden Ausfälle 
von den letzteren zu übertragen, 


b) in welcher Art und unter welchen Vorausſetzungen ſteuerpflichtigen 

Grundeigenthuͤmern bei Ungluͤcksfaͤllen Remiſſionen oder Unterſtuͤtzungen 

zu bewilligen, und 5 5 
c) in welcher Art etwaigen erheblichen, im Laufe der Zeit hervortretenden 

Ueberbuͤrdungen einzelner Gemeinden oder ſelbſtſtaͤndiger Gutsbezirke, 

beziehungsweiſe etwaigen ſonſtigen ſich ergebenden Mißſtaͤnden Abhuͤlfe 

zu verſchaffen, a 
bleibt dem im H. 8. des Geſetzes vom 21. Mai 1861. in Ausſicht genommenen 
beſonderen Geſetze vorbehalten. N 

Su $. 30. 

Die Vorſchriften des Geſetzes uͤber die Verjaͤhrungsfriſten bei öffent: 
lichen Abgaben vom 18. Juni 1840. (Geſetz⸗Samml. für 1840. ©. 140.) nebſt 
den dazu ergangenen Erläuterungen und Abaͤnderungen finden, ſoweit die ges 
genwaͤrtige Verordnung nicht etwas Anderes beſtimmt, auch auf die neu veran⸗ 
lagte Grundſteuer Anwendung. . | 
$. 31. 


Vom 1. Januar 1865. ab treten in den ſechs oͤſtlichen Provinzen des 
Staats hinſichtlich der Grundſteuer alle Vorſchriften außer Kraft, welche den 
Beſtimmungen dieſer Verordnung entgegenſtehen oder ſich mit denſelben nicht 
vereinigen laſſen. 


| $. 32, 
Der Finanzminiſter iſt mit der Ausführung dieſer Verordnung begue, 
5 un 
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und hat Behufs derſelben die erforderlichen Anweiſungen zu erlaſſen, insbeſondere 


auch die Gebühren für die Behufs Fortſchreibung der Flurbuͤcher, Mutterrollen 


und Karten auszufuͤhrenden geometriſchen Arbeiten und für die Ertheilung von 


Auszügen aus den bezeichneten Büchern ꝛc. an die Grundeigenthuͤmer feſtzu⸗ 


ſtellen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 12. Dezember 1864. 


(. S.) Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. 


(Fr. 5975.) Verordnung, betreffend die Feſtſtellung und Untervertheilung der Grundſteuer 
in den beiden weſtlichen Provinzen. Vom 12. Dezember 1864. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ıc. 


verordnen auf Grund des F. 9. des Geſetzes vom 21. Mai 1861., betreffend 
die anderweite Regelung der Grundſteuer (Geſetz-Samml. S. 253.), und im 
Verfolg des Geſetzes vom 26. September 1862., betreffend die Aufhebung der 
Verordnung vom 14. Oktober 1844. wegen periodiſcher Reviſion des Grund⸗ 
ſteuerkataſters der Provinzen Rheinland und Weſtphalen (Geſetz-Samml. 
S. 336.), in Abaͤnderung der bezuͤglichen Vorſchriften des Grundſteuergeſetzes 
vom 21. Januar 1839. (Geſetz-Samml. S. 30.), nach Anhörung Unſerer 
getreuen Stände dieſer Provinzen, auf den Antrag Unſeres Finanzminiſters, 
was folgt: i 


§. 1. 

Gemaͤß F. 1. der Verordnung vom heutigen Tage, betreffend die Feſt⸗ 
ſtellung der Grundſteuer⸗Hauptſummen fuͤr die einzelnen Provinzen u. ſ. w., iſt 
die Grundſteuer⸗Hauptſumme feſtgeſtellt: Bi 

a) für die Provinz Weſtphalen auf.. 961,231 Rthlr. 6 Sgr. 4 Pf., 
b) für die Rheinprovinz aun A , 

Jede Provinz hat die ihr hiernach zugetheilte Grundſteuer⸗-Hauptſumme, 
welche nach den Ergebniſſen der ſtattgefundenen Ermittelung des Reinertrages 
der Liegenſchaften auf die einzelnen Regierungsbezirk, Kreiſe und Gemeinden 
weiter zu vertheilen iſt, nach den Vorſchriften dieſer Verordnung aufzubringen 
Gr. 597459750) 92 und 


ee 5 


kungen zu vertreten. 


und dem Staate gegenüber mit den durch das Geſetz feſtgeſtellten Einſchrän⸗ 0 


Die Grundſteuer⸗Hauptſummen der Kreiſe und Gemeinden ſind fuͤr jeben 6 


Regierungsbezirk durch das Amtsblatt bekannt zu machen. 


H. 2. 


Die Verwaltung der den techniſchen Betrieb des Rheiniſch⸗Weſtphaͤliſchen 
Grundſteuerkataſters betreffenden Angelegenheiten bleibt auch in Zukunft fuͤr 
beide Provinzen eine gemeinſchaftliche und wird unter der oberen Leitung und 
nach den Anordnungen des Finanzminiſters fortgefuͤhrt. 


H. 3. 


Zu den Grundſteuer⸗Deckungsfonds jedes Regierungsbezirks ($- 2. zu b. 
des Grundſteuergeſetzes vom 21. Januar 1839.) iſt vom 1. Januar 1865. ab, 
und bis das eintretende Beduͤrfniß etwa eine Verſtaͤrkung des gedachten Fonds 
nothwendig machen ſollte, ſtatt der bisher gezahlten 14 Prozent nur ein halbes 
Prozent der Grundſteuer als Zuſchlag zu erheben. 


H. 4. 


Der Beitrag, welchen die Grundſteuerpflichtigen beider Provinzen zu den 
Koſten der Erhaltung des Grundſteuerkataſters, insbeſondere der Erneuerung 
der Kataſterkarten, Flurbuͤcher und Mutterrollen, ſowie der Berichtigung und 
Vervollſtaͤndigung der Parzellarvermeſſungen zu leiſten haben (F. 2. zu c. des 
Grundſteuergeſetzes vom 21. Januar 1839.), wird vom 1. Januar 1865. ab 
auf Ein und ein halbes Prozent feſtgeſtellt. Von dieſem Beitrage fließt ein halbes 
Prozent dem allgemeinen Kataſterfonds zu, welcher, wie bisher ſo auch kuͤnftig, 


fuͤr beide Provinzen gemeinſchaftlich verwaltet wird. Das verbleibende Eine 
Prozent wird für jede der beiden Provinzen zu einem beſonderen Fonds ange 
ſammelt und darf dieſer Fonds nur im Intereſſe der betreffenden Provinz zu 


den gedachten Zwecken verwendet werden. 


H. 3. 


Der Beitrag zu den durch die Fortſchreibung des Guͤterwechſels ent⸗ 
ſtehenden Koſten ($. 2. zu d. des Grundſteuergeſetzes vom 21. Januar 1839.) 
wird, wie er bisher ſchon geleiſtet worden, auf den Betrag von ſechs Pfennigen 
fuͤr jede im Kataſter fortzuſchreibende Parzelle feſtgeſtellt und iſt dieſer Betrag 
von dem Erwerber der letzteren nach bewirkter Fortſchreibung zu entrichten. 


H. 6. 


Die Untervertheilung der feſtgeſtellten Grundſteuer⸗Hauptſummen ($. 1.) 


auf die einzelnen grundſteuerpflichtigen Liegenſchaften innerhalb der Gemeinden 


erfolgt nach Verhaͤltniß der bei Ausführung der im Eingange dieſer Verordnung 
; . An⸗ 


angeführten Geſetze vom 24. Mat 1861. und vom 28. September 4869 % 
mittelten Reinertraͤ ge. | VV»VÿÆkf!F 
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Gegen das Ergebniß der Parzellar⸗Einſchaͤtzung 8 igen⸗ 
thuͤmern das Recht 15 u von eta , f 
a) wegen unrichtigen Anſatzes einzelner Grundſtuͤcke; 
b) wegen unrichtiger Angabe des Flaͤcheninhalts derſelben; 
c) wegen unrichtiger Einſchaͤtzung in die Klaſſen des Tarifs; 
d) wegen vorgekommener Fehler bei den aufgeftellten Berechnungen. 


§. 8. 


Jedem Grundeigenthuͤmer iſt ein Auszug aus dem Einſchaͤtzungsregiſter 
(Guͤterauszug), welcher die dem Erfteren gehörenden Grundſtuͤcke mit Einſchluß 
der grundſteuerfreien und der unter Einem Morgen großen Hofraͤume und Haus⸗ 
garten ($. 1. zu a. und H. 4. des Geſetzes vom 21. Mai 1861.) nachweiſt, 
durch den Buͤrgermeiſter (Amtmann) mit dem Eroͤffnen zuzuſtellen, daß 


a) eine etwaige Reklamation binnen ſechs Wochen praͤkluſtviſcher, vom 
Tage der Zuſtellung beginnender Friſt ſchriftlich bei dem von der 
Regierung zu ernennenden Kommiſſar (F. 11. dieſer Verordnung) 
anzubringen ſei; 

b) die Koſten unbegruͤndeter Reklamationen dem Reklamanten zur Laſt 
fallen und von demſelben im Verwaltungswege eingezogen werden wuͤrden; 

c) die Guͤterauszuͤge, gleichviel ob eine Reklamation erhoben ſei oder nicht, 
nach Ablauf der Reklamationsfriſt dem Gemeindevorſtande unverſehrt 
zuruͤckzugeben ſeien, widrigenfalls dieſelben auf Koſten des Grundeigen⸗ 
thuͤmers neu angefertigt werden wuͤrden. a 


1 ; 

Gleichzeitig mit der Ausgabe der Guͤterauszuͤge iſt eine Abſchrift des 
Einſchaͤtzungsregiſters nebſt den betreffenden Karten während eines Zeitraumes 
von mindeſtens vierzehn Tagen zur Einſicht aller Betheiligten auf demjenigen 

Buͤrgermeiſterei-(Amts⸗) Bureau offen zu legen, in welchem das Gemeindekataſter⸗ 
Archiv aufbewahrt wird, und, daß dies geſchehen, in jeder Gemeinde wiederholt 
in ortsuͤblicher Weiſe bekannt zu machen. 


§. 10. 


I. Einwendungen wegen unrichtigen Anſatzes einzelner Grundſtuͤcke ſind 
insbeſondere zulaͤſſig: b 

a) wenn in dem Guͤterauszuge ſieuerfreie Grundſtuͤcke als ſteuerpflichtig 

eingetragen ſind und umgekehrt; 
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b) wenn Grundstücke, welche wegen ihrer Benutzung zu offentlichen Zwecken 
ertraglos find (§. 2. a. der Hauptanweiſung vom 21. Mai 1861.), ein 
gefchägt und als ertragsfaͤhig in den Auszug übernommen worden find; 


c) wenn Hausgaͤrten, welche von der Gebaͤudeſteuer betroffen werden, des— 
gleichen Hofraͤume unter den grundſteuerpflichtigen Grundſtuͤcken ver⸗ 
zeichnet ſind; f 

d) wenn in den Guͤterauszuͤgen Grundſtuͤcke aufgefuͤhrt ſind, welche dem 
auf dem Titelblatte verzeichneten Eigenthuͤmer nicht gehören. 


II. Ausſtellungen wegen unrichtiger Angabe des Flaͤcheninhalts der in 
dem Guͤterauszuge aufgeführten Grundftüce find zulaͤſſig: ö 


a) wegen unrichtiger Uebernahme der in den Kataſter⸗Mutterrollen angege⸗ 
benen Flaͤcheninhalte in die Einſchaͤtzungsregiſter; f 
b) wegen unrichtiger Feſtſtellung des Flaͤcheninhalts der gegen die Katafter- 
karten und Mutterrollen eingetretenen Veraͤnderungen in dem Beſtande, 
beziehungsweise der Umgrenzung der von der Grundſteuer künftig befreit 
bleibenden Liegenſchaften (§. 1. zu a. und F. 4. des Grundſteuergeſetzes 
vom 21. Mai 1861.); 
c) wegen unrichtiger Ermittelung des Flaͤcheninhalts der Grundſtuͤcke in 
den Kataſter⸗Mutterrollen ſelbſt. 


Bei Beurtheilung der Richtigkeit der zu b. und c. gedachten Feſtſtellung 
des Flaͤcheninhalts ſind diejenigen Beſtimmungen maaßgebend, welche fuͤr die 
Ausführung der diesfaͤlligen Arbeiten erlaſſen worden find. 


III. Einwendungen wegen unrichtiger Einſchaͤtzung find zuläffig: 


a) wegen unrichtiger Aufnahme der Kulturart einzelner Grundſtuͤcke, ſofern 
eine Kulturveränderung nicht erſt nach bewirkter Einſchaͤtzung ſtatt⸗ 
gefunden hat; 


b) wegen unrichtiger Einſchaͤtzung in die Klaſſen des Tarifs, Falls Rekla⸗ 
mant fuͤr einzelne Grundſtuͤcke eine abweichende geringere Bonitaͤt von 
der betreffenden Klaſſifikationsmaſſe, oder aber behaupten ſollte, daß 
fuͤr dieſelben die von letzterer abweichende hoͤhere Bonitaͤtsklaſſe nicht 
begruͤndet ſei; 

c) wegen ungleichmaͤßiger Einſchaͤtzung einzelner Klaſſifikationsmaſſen gegen 
andere, ſpeziell zu bezeichnende der naͤmlichen Gemeinde; 

d) wenn zwiſchen den in den Guͤterauszug uͤbergegangenen Angaben der 


Einſchaͤtzungsregiſter und der Kataſterkarte ein Widerſpruch ſtattfinden 
und als ſolcher nachzuweiſen ſein ſollte. 


IV. Einwendungen wegen vorgekommener Berechnungsfehler ſind zu⸗ 

laͤſſig, wenn 
ö a) bei der Berechnung der Parzellar⸗Reinertraͤge Fehler n oder 
i a ) eine 


„ a 


b) einzelne Parzellen in eine unrichtige Spalte der Klaſſenzuſammenſtellung 0 


uͤbertragen, oder 
c) die ſaͤmmtlichen Parzellen eines Grundeigenthuͤmers in der Klaſſen⸗ 
zuſammenſtellung unrichtig aufſummirt ſind. 2 | 


H. 11. 


| Die Unterſuchung der eingehenden Reklamationen und die Entſcheidung 
daruͤber gebuͤhrt der fuͤr jeden Kreis zu bildenden Reklamationskommiſſion. 
Dieſelbe beſteht unter dem Vorſitze eines hierzu von der Regierung zu ernen⸗ 
nenden Kommiſſars, wozu in der Regel der Landrath zu beſtellen iſt, aus ſechs 
Mitgliedern, von welchen vier von der kreisſtaͤndiſchen Vertretung gewaͤhlt, 
91 aber auf den Vorſchlag des Kommiſſars von der Regierung berufen 
werden. b ; 


Fuͤr die Faͤlle einer dauernden Behinderung einzelner gewählter Mit: 
glieder der Reklamationskommiſſion ſind von der kreisſtaͤndiſchen Vertretung 
zugleich mindeſtens zwei Erſatzmaͤnner zu waͤhlen. a 

Die Beſchluͤſſe der Kommiſſion werden nach Stimmenmehrheit gefaßt; 
bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 

Der Vorſitzende der Kommiſſion beruft deren Mitglieder und beſtimmt 
den Gang der zu erledigenden Geſchaͤfte. 


Die Kommiſſion ſelbſt iſt ohne Ruͤckſicht auf die Zahl der erſchienenen 
Mitglieder beſchlußfaͤhig. 


$. 12. 


Sobald ſaͤmmtliche Reklamationen vorliegen, ſind alle diejenigen, welche 
fi) auf den unrichtigen Anſatz einzelner Grundſtuͤcke (H. 10. zu I.), auf die 
unrichtige Angabe der Flaͤcheninhalte (§. 10. zu II.) und auf vorgekommene 
Berechnungsfehler (F. 10. zu IV.) beziehen, uͤberſichtlich zuſammenzuſtellen und 
mit den erforderlichen Unterlagen der Kataſterinſpektion vorzulegen, um ſie 
einer näheren Prüfung zu unterwerfen und, ſoweit fie als begründet anzuer⸗ 
kennen, deren Erledigung herbeizufuͤhren; ſoweit ſie aber unbegruͤndet erſcheinen, 
die zur Beurtheilung derſelben erforderlichen Unterlagen zu beſchaffen, beziehungs⸗ 
weiſe die naͤhere Auskunft daruͤber zu ertheilen. 


H. 13. 


Behufs Unterſuchung der gegen die Einſchaͤtzung erhobenen Reklamationen 
($. 10. zu III.) werden in jedem Kreiſe durch die Reklamationskommiſſion ſelbſt 
beſondere Reklamationsbezirke gebildet, innerhalb deren je zwei Mitglieder der 
Kommiſſion als Reklamationsdeputation die Unterſuchung der Reklamation zu 
bewirken und uͤber den Befund ein Gutachten abzugeben haben. 

Auf Grund der einzuziehenden Gutachten der Kataſterinſpektion (F. 12.) 
und der Reklamationsdeputationen, eventuell der von den letzteren weiter anzu⸗ 
Gr. 5975) ſtel⸗ 


8 s a, 
ſtellenden Unterſuchung und Eroͤrterung entfcheidet die Kommiſſion Uber die 
eingegangenen Reklamationen. 5 
Re Gegen die getroffene Entſcheidung iſt ein weiteres Rechtsmittel nicht 
zulaͤſſig; jedoch ſteht dem Reklamanten binnen einer präkluſtviſchen Friſt von 
zehn Tagen nach Empfang der Entſcheidung frei, offenbare Unrichtigkeiten oder 
Irrthuͤmer in derſelben der Kommiſſion nachzuweiſen, in welchem Falle die 
letztere eine nochmalige Prüfung der Reklamation vorzunehmen und anderweitig 
darüber zu entſcheiden hat. 
In der Entſcheidung iſt zugleich feſtzuſetzen, ob und in wieweit der Re⸗ 

klamant die Koſten der Reklamation zu tragen hat. 


§. 14. Si 


Die Kommiſſionsmitglieder erhalten Tagegelder und bei auswaͤrtigen 
Geſchaͤften Reiſekoſten, deren Höhe nach Maaßgabe des Koſtenregulativs vom 
25. April 1836. (Geſetz⸗Samml. S. 181.) zu normiren iſt. 
$. 15. 
Die kuͤnftighin als Flurbuͤcher dienenden Abſchriften der Einſchaͤtzungs⸗ 


| regiſter und die Guͤterauszuͤge ($. 8.) find nach den Entſcheidungen der Re⸗ 


klamationskommiſſion, beziehungsweiſe den Ergebniſſen der durch die Kataſter⸗ 
Inſpektion angeſtellten Unterſuchung ($. 12.) zu berichtigen und durch die 
Nachtragung aller ſeit Anfertigung der Einſchaͤtzungsregiſter ſtattgehabten 
Fortſchreibungen zu vervollſtaͤndigen. 5 . 

Auf Grund der ſolchergeſtalt berichtigten Einſchaͤtzungsregiſter und Guͤter⸗ 
auszuͤge ſind die neuen Flurbuͤcher und Mutterrollen der einzelnen Gemeinden 
jedes Kreiſes nach und nach in der zu beſtimmenden Reihenfolge aufzuſtellen 
und von der Regierung zu beſtaͤtigen. 

Sobald die neue Mutterrolle einer Gemeinde von der Regierung beſtaͤ⸗ 
tigt worden iſt, ſind die in derſelben fuͤr die einzelnen grundſteuerpflichtigen 
Liegenſchaften nachgewieſenen Reinertraͤge vom 1. Januar des folgenden Jahres 
ab der Untervertheilung der Gemeindegrundſteuer-Hauptſummen zu Grunde zu 
legen, und es iſt darnach die Erhebung der Grundſteuer zu bewirken. 


H. 16. 


Bis zur Beendigung des Reklamationsverfahrens gegen die Parzellar⸗ 
Einſchaͤtzung und der Vollendung der neuen Mutterrollen ($. 15.) erfolgt die 
Untervertheilung der Gemeindegrundſteuer-Hauptſummen auf die einzelnen ſteuer⸗ 
pflichtigen Liegenſchaften vom 1. Januar 1865. ab nach den Unterlagen des 
beſtehenden Grundſteuerkataſters der beiden weſtlichen Provinzen mit der Maaß⸗ 
gabe, daß die bisherigen Mutterrollen, beziehungsweiſe Grundſteuerheberollen, 
durch Ausſcheidung der Kataſtralertraͤge von den nach den Vorſchriften des 
Grundſteuergeſetzes vom 21. Mai 1861. der Grundſteuer kuͤnftighin nicht unters 
liegenden Grundſtücken berichtigt werden. Fuͤr diejenigen Gemeinden, in welchen 
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in Folge erheblicher Kulturveränderungen oder 


verhaͤltniſſen führen wurde, und in welchen die Anlegung der neuen Mutter⸗ 


rollen oder der im H. 8. erwähnten Guͤterauszuͤge ſchon im Laufe des Jahres 


1864. geſchehen, iſt die Berechnung der Reinerkraͤge in den letzteren nach den 
von der Centralkommiſſion zur Regelung der Grundſteuer definitiv feſtgeſtellten 
Klaſſifikationstarifen auszufuͤhren, ſowie die Untervertheilung und die Erhebung 
der Grundſteuer darnach ſo lange zu bewirken, bis das Reklamationsverfahren 
gegen die Parzellar⸗Einſchaͤtzung beendet, die Berichtigung der Mutterrollen nach 
deſſen Ergebniſſen erfolgt und darnach eine neue Heberolle aufgeſtellt fein wird. 
05 In welchen Gemeinden hiernach zu verfahren iſt, hat der Generaldirektor 
des Kataſters zu beſtimmen. J 


H. 17. 


5 Eine Ausgleichungader für das Jahr 1865., beziehentlich für diejenigen 
Jahre, in welchen vom 1. Januar 1865. ab die Steuer noch nach Verhaͤltniß 
des bisherigen Kataſtral⸗Reinertrages erhoben worden iſt, zu viel oder zu wenig 
entrichteten Steuerbetraͤge findet in allen denjenigen Gemeinden nicht ſtatt, in 
welchen die neu veranlagte Grundſteuer geringer iſt, als die bisher entrichtete. 
In allen uͤbrigen Gemeinden bleibt die Entſcheidung der Frage, ob und event. 
in welcher Art eine ſolche Ausgleichung herbeizufuͤhren, zunaͤchſt von der Be⸗ 
ſchlußnahme der Grundbeſitzer in der Gemeinde ſelbſt abhaͤngig, dergeſtalt, daß 
daruͤber die Mehrzahl der Grundbeſitzer — nach den von denſelben zu entrich⸗ 
tenden neuen Grundſteuerbetraͤgen berechnet — beſtimmt. Die Herbeiführung 
der Beſchluͤſſe durch Zuſammenberufung der Grundheſitzer u. ſ. w. iſt vom 
Buͤrgermeiſter (Amtmann) zu veranlaſſen. Sofern die Ausgleichung Seitens 


der Mehrheit der Grundbeſitzer in der Gemeinde abgelehnt wird, hat die 
Bezirksregierung — unter ſorgfaͤltiger Erwägung der Intereſſen der Minder⸗ 


heit — zu entſcheiden, ob die Ausgleichung dennoch ausgefuͤhrt werden foll, 
| Die Ausgleichung felbft ift bei der Steuereinziehung des folgenden Jahres 
durch die Bezirksregierung, welche die dieſerhalb aufgeſtellten Berechnungen fuͤr 
exekutoriſch zu erklären hat, zur Ausführung zu bringen. 


ig. 18. 5 


Mit der Fertigstellung der neuen Mutterrollen iſt die im $. 26. des 


Grundſteuergeſetzes fuͤr die beiden weſtlichen Provinzen vom 21. Januar 1839. 
vorbehaltene Reviſion der Kataſtralabſchaͤtzung der kultioirten Grundſtuͤcke als 
ausgefuhrt und beendigt anzuſehen. Dagegen tft die bereits begonnene geome⸗ 
triſche Reviſion durch Ausfuͤhrung der fuͤr nothwendig erachteten und ferner 
für nothwendig zu erachtenden Neumeſſungsarbeiten fortzuſetzen und zu 12 % 
Die zur Eintragung der Einſchaͤtzungsreſultate gebrauchten, in den Archiven 
der Gemeinden gaben Kopien der Kataſterflurkarten ſind als Abſchaͤtzungs⸗ 
Dokumente zu den Archiven der Kalaſterinſpektionen nach und nach e dan 
Jahrgang 1864. (Nr. 5975“ 5 93 un 


f ſorſiger Werbältnife die Bel: 
behaltung der Kataſterunterlagen für die Untervertheilung zu erheblichen Miß 


ER BR 
2 
8 


Bee 


und durch neue Kopien der bei letzteren beruhenden Originalkarten, nachdem 
dieſelben auf die Gegenwart berichtigt worden, zu erſetzen. . 
8 1. 5 ; 
Die Koſten der auf Grund des Geſetzes vom 26. September 1862. 
angeordneten Parzellar⸗Einſchaͤtzung werden gemaͤß H. 6. des Grundſteuergeſetzes 
vom 21. Mai 1861. aufgebracht; die uͤbrigen Koſten der zur Untervertheilung 
der Gemeindegrundſteuer-Hauptſummen erforderlichen Arbeiten, imgleichen der 
Erneuerung der Kartenkopien fuͤr die Gemeindearchive, der Berichtigung der 
Oiriginalkarten auf die Gegenwart und der Neumeſſungsarbeiten find, ſoweit 
fie nicht nach $. 8. zu b. den Reklamanten zur Laſt fallen, auf den im $. 4. 
dieſer Verordnung bezeichneten, noͤthigenfalls — nach Anhörung der Provinzial⸗ 
Landtage — durch zeitweilige Erhoͤhung des feſtgeſtellten Zuſchlags zu ver⸗ 
ſtaͤrkenden Fonds zur Erhaltung des Kataſters zu uͤbernehmen. 


5 5 H. 20. 5 
In welchen Faͤllen ſteuerfreie Grundſtuͤcke in die Kategorie der ſteuer⸗ 


pflichtigen übergehen und umgekehrt, und die feſtgeſtellten Grundſteuer⸗-Haupt⸗ 


ſummen dadurch Zu⸗ oder Abgang erleiden, iſt im H. 10. des Geſetzes vom 
21. Mai 1861., betreffend die anderweite Regelung der Grundſteuer, beſtimmt. 
Veraͤnderungen in den zum Zwecke der Grundſteuerveranlagung nach H. 6. a. a. O. 
ermittelten Reinertraͤgen der Liegenſchaften, welche nach dem 1. Januar 1865. 
durch Urbarmachung, Kulturverbeſſerung ꝛc., oder durch Veroͤdung, Kulturver⸗ 
ſchlechterung ꝛc. herbeigeführt werden, ziehen bei den, den Provinzen Rhein⸗ 
land und Weſtphalen, beziehungsweiſe innerhalb derſelben den einzelnen Kreiſen 
und Gemeinden nach H. 3. a. a. O. auferlegten Grundſteuer⸗Hauptſummen keine 
Veraͤnderung nach ſich. 


$. 21. 


i Inſofern jedoch nach Beendigung des Reklamationsverfahrens gegen die 

Parzellar⸗Einſchaͤtzung (§§. 7. ff.) in den aufgeſtellten neuen Mutterrollen 

Irrthuͤmer — a 

a) bei der Ermittelung und Feſtſtellung des Flaͤcheninhalts einzelner 

Grundſtuͤcke, 

b) bei Berechnung des Reinertrages, : 

c) bei Angabe der Kulturart, N 

d) in Folge doppelten Anſatzes oder der Auslaſſung eines Grundſtuͤck 

(materielle Irrthuͤmer) von den Behoͤrden entdeckt oder von den Betheiligten 

nachgewieſen werden ſollten, bleibt deren Berichtigung auf dem durch Inſtruktion 

des Finanzminiſters geordneten Wege vorbehalten. i 
Die in Folge von Berichtigungen ſolcher Art von der Jahresſteuer der 

betreffenden Grundſtuͤcke abzuſetzenden Beträge werden auf den Grundſteuer⸗ 

Deckungsfonds (§. 3.) übernommen, welchem andererſeits diejenigen Betraͤge 

8 8 f 5 zu⸗ 
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zufließen, welche in Folge der Berichtigung materieller Sretbiimer den berkeffeh⸗ 
den Grundeigenthuͤmern neu oder mehr auferlegt werden. 8 


Veranderungen, welche nach dem 1. Januar 1865. durch andere Ur. 5 
ſachen als durch Berichtigung materieller Irrthuͤmer in dem durch die Parzellar⸗ 


Einſchaͤtzung ($. 6.) ermittelten Reinertrage der einzelnen ſteuerpflichtigen Liegen⸗ 
ſchaften eintreten, bleiben bei der Untervertheilung der Gemeinden de 
Hauptſummen unberuͤckſichtigt. e 


$. 22. 


Der Finanzminiſter iſt mit der Ausfuͤhrung dieſer Verordnung beauftragt 
und hat Behufs derſelben die erforderlichen Anweiſungen zu erlaſſen. 


„Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. A 


Gegeben Berlin, den 12. Dezember 1864, 
(L. S.) Wilhelm. 
| v. Bodelſchwingh. 


(Nr. 5976.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchfte Genehmigung der Abaͤnderungen des 
Statuts der „Prinz Leopold Aktiengeſellſchaft fuͤr Huͤttenbetrieb, Pudd⸗ 
lings- und Walzwerk“ zu Hurl. Vom 10. November 1864. 


D. Koͤnigs Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 31. Oktober 
1864. die von der Generalverſammlung der „Prinz Leopold Aktiengeſellſchaft für 
Huͤttenbetrieb, Puddlings- und Walzwerk“ zu Hurl am 5. Oktober v. J. be⸗ 
ſchloſſenen, in der notariellen Verhandlung vom 3. Auguſt d. J. enthaltenen 
Abaͤnderungen des unterm 6. April 1858. beſtaͤtigten Geſellſchaftsſtatuts zu ge- 
nehmigen geruht. a 5 

Der Allerhöchfte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt der 
Koͤniglichen Regierung zu Duͤſſeldorf bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 10. November 1864. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
8 Gr. v. Itzenplitz. 5 


e r. 5978-5977, Gr. 5977.) 


N (Nr. 5977.) Allerhochſter Erlaß vom 14. November 1864., betreffend die Verleihung der 


fiskaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung einer Chauſſee 
im Kreiſe Calbe a. d. S. von Barby bis zum Anſchluß an die Chauffee - 
von Calbe nach dem Bahnhof Gritzehna. ö 


Madden Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Chauſſee 
im Kreiſe Calbe a. d. S., Regierungsbezirks Magdeburg, von Barby bis zum 
Anſchluß an die Chauſſee von Calbe nach dem Bahnhof Gritzehna genehmigt 
habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Calbe das Expropriationsrecht fuͤr 
die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht 
zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaß⸗ 
gabe der fuͤr die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe 
Straße. Zugleich will Ich dem genannten Kreiſe gegen Uebernahme der 
künftigen chauffeemäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung 
des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedes⸗ 
mal geltenden Chauſſeegeld⸗ Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen 
Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betref⸗ 
fenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗ 
Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die 
dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen 
wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung 


kommen. 


f Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 14. November 1864. N 
Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Minifter für Handel, 
Gewerbe und Öffentliche Arbeiten. 


Redigirt im Büreau des Staats -Minijleriums. 


Berlin, gebrudt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
Sa (R. v. Decker). 


